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KLJB-Landesausschuss vom 03.-05.11.2000

Antrag 2 zu TOP 8: Sachliche Diskussion einer künftigen Einwanderungspolitik

Antragsteller: KLJB-Landesvorstand

Der KLJB-Landesausschuss spricht sich gegen eine Aushöhlung des Grund​rechts auf Asyl aus, das im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland in Art. 16 garantiert wird. Im Zusammenhang damit sprechen wir uns zusätzlich für ein Ein​wanderungsgesetz aus, das es darüber hinaus ermöglicht, Menschen aus ver​schiedenen Berufs- und Altersgruppen bei uns zu integrieren.

Im Blick auf die gerade anlaufende Diskussion zu diesem Thema begrüßen wir die vom Bundesinnenministerium einberufene unabhängige Zuwanderungskommission unter der Leitung von Frau Rita Süssmuth. Wir hoffen, dass von diesem Gremium wichtige Impulse für eine parteiübergreifende und sachliche Diskussion dieses Themas ausgehen.

Wir sehen es als christliche Verpflichtung an, den Menschen, die in ihrer Heimat verfolgt werden, in unserem Land politisches Asyl zu gewähren. Aufgrund unserer geschichtlichen Verantwortung haben wir in Deutschland die Verpflichtung, einen besonders wirksamen Schutz für politisch Verfolgte zu gewährleisten. Deshalb halten wir es in der anlaufenden Debatte um die Einwanderungs- und Asylthematik für zwingend notwendig, ein angestrebtes Einwanderungsgesetz nicht durch eine weitere Aushöhlung oder gar Abschaffung des Grundrechtes auf politisches Asyl zu erkaufen.

Um der Gesellschaft in Deutschland die Aufnahme von Flüchtlingen zu erleichtern, ist es notwendig, eine gemeinsame europäische Flüchtlings- und Migrationspolitik zu erreichen, in der die Genfer Flüchtlingskonvention und die europäische Menschen​rechtskonvention besondere Beachtung finden. Die gemeinsame europäische Politik muss aber anstreben, alle Länder auf ein hohes Niveau anzuheben. Die gemeinsame europäische Linie darf nicht durch eine Aushöhlung des Asylrechts erkauft werden. Die gemeinsame Position ist dringend notwendig, denn nur wenn sich die Menschen in Deutschland oder auch anderen Mitgliedstaaten der EU nicht einseitig belastet fühlen, ist nach der reinen Aufnahme von Flüchtlingen auch eine gesellschaftliche Integration zu erreichen.

Begründung: 

Schon die anlaufende Debatte um ein mögliches Wahlkampfthema Asyl/Ein​wanderung im Jahr 2002 macht deutlich, wie wichtig es ist, sich in diesem Bereich fit zu machen und unsererseits zu einer sachlichen Diskussion beizutragen. Die KLJB will sich deshalb auf dem Landesausschuss I/2001 mit den für uns notwendigen Eckdaten eines Einwanderungsgesetzes befassen. Im Hinblick auf die anlaufende Diskussion wollen wir uns dann mit unseren Vorschlägen an die Zuwanderungs​kommission und die Öffentlichkeit wenden.

Einstimmig beschlossen.

